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Der Bundesminister 

für Bildung und Wissenschaft Bonn, den 20. Oktober 1970 

II A 5 - 310 348/7 

. V 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Betreuung der Kinder ausländischer Arbeitnehmer 

Bezug: Kleine Allfrage der Abgeordneten Frau Renger, Dr. 
Apel, Frau Schanzenbach, Raffert, Matthöf et, Moersch, 
Ollesdi und der Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache VI/496 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Auswärtigen Amt wie folgt; 


1,, Wie viele in der Bundesrepublik Deutsdil and lebende Kinder 
ausländischer Arbeitnehmer besudien in unserem tande Grund- 
schulen und weiterführende Schulen? 

Nach Angaben der Kultusminister der Länder besuchten im 
Schuljahr 1968/69 von den rund 500 000 in/ der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden" Ausländern zwischen unter einem und 
21 Jahren insgesamt 91 062 Schulen in den einzelnen Ländern. 
Der größte Teil dieser Schüler, nämlich 78 653 besuchte Grurid- 
und Hauptschulen; auf Realschulen befanden sich 3 476, auf 
Gymnasien 8 801 Schüler. In Fach- und Berufsfachschulen wur- 
den 706 Ausländerkinder verzeichnet. 

■ ■} 

2 . Wie^^eit , haben , die Kinder -ausländischer Arbeitnehmer die 
Möglichkeit, an deutsdieh Sdiulen audi ihre eigenen kulturel- 
len, geschichtlichen und sprächlichen Grundlagen kennenzuler- 
nen und weiterzubilden? , - 

Die Kultusminister der Länder hatten am 14,/ 15. Mai 1964 be- 
schlössen, den Kindern ausländischer Arbeitnehmer, die nach 
deutschen Gesetzen schulpflichtig sind, auch Unterricht in ihrer 
Muttersprache, in Nationalgeschichte und. ^f. Religion durch 
Lehrer der jeweiligen Sprachengruppe anzubieten. Die Lehr- 
kräfte werden von dOji Behörden der Entsenderstaaten gestellt 
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ihre Bezahlung übernimmt das Bundesland, in dem sie Dienst 
tun. Das Angebot für diesen Förderunterricht ist nach Ländern 
und Sprachengruppen unterschiedlich: 

In Bayern haben Kinder ausländischer Arbeitnehmer die Mög- 
lichkeit, in ihrer Heimatsprache sowie in der Heimatkunde und 
Geschichte ihres Heimatlandes gefördert zu werden. Diese 
Förderungseinrichtung ist eine private Unterrichtseinrichtung, 
an der die Kinder nach dem Willen der Eltern teilnehmen 
können. 

In Berlin werden griechische, italienische und türkische Kinder 
von Lehrern ihres Heimatlandes in Muttersprache, Heimat- 
kunde und Religion unterrichtet. 

In Hessen erhalten Ausländerkinder an einem Vormittag in 
der Woche durch einen Lehrer ihres Heimatlandes 5 bis 6 Stun- 
den Unterricht in ihrer Muttersprache, in der Landeskunde, 
Geschichte und Religion ihrer Heimat. An 67 hessischen Grund- 
und Hauptschulen gibt es Einführungsklassen, die ausländi- 
schen Kindern den Übergang in deutsche Schulen erleichtern 
sollen. 

In Niedersachsen erhalten Kinder ausländischer Arbeitskräfte 
an Volksschulen wöchentlich 6 Stunden Unterricht durch Lehr- 
kräfte ihres Heimatlandes. 

In Nordrhein-Westfalen besteht folgende Regelung: 

— Die Einrichtung von Übergangsklassen an öffentlichen 
Grund- und Hauptschulen für mindestens 15 Kinder glei- 
cher Sprachzugehörigkeit, die in der Regel ein Jahr, bis zur 
Höchstdauer zwei Jahre, besucht werden und das Einleben 
in die deutsche Schule erleichtern. Dieser Unterricht soll zu 
zwei Dritteln durch ausländische Lehrkräfte in der jeweili- 
gen Muttersprache, zu einem Drittel von deutschen Lehrern 
in deutscher Sprache erteilt werden. 

— Nach dem Besuch der Übergangsklasse werden die Kinder 
in die ihrem Alter entsprechende Klasse der Grund-, Haupt- 
oder Sonderschule eingewiesen. Hier erhalten sie wöchent- 
lich fünf Stunden Unterricht durch einen Lehrer ihrer Mut- 
tersprache in Landeskunde, Geschichte und Religion, wo- 
durch die Bindung an Sprache und Kultur der Heimat ge- 
währleistet wird. Auf Wunsch der diplomatischen Vertre- 
tungen bzw. des Konsulats kann dieser Unterricht von fünf 
auf zehn Stunden wöchentlich erhöht werden, wenn die 
damit verbundenen personellen Kosten vom Heimatland 
getragen werden. 

In Rheinland-Pfalz gibt es Vorbereitungsklassen für Gastarbei- 
terkinder im Rahmen des deutsch-italienischen Kulturabkom- 
mens. 
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In Schleswig-Holstein gibt es seit Beginn des Schuljahres 
1968/69 zwei Sonderklassen für Gastarbeiterkinder, in denen 
18 griechische Kinder wöchentlich 9 Unterrichtsstunden in ihrer 
Muttersprache und Nationalgeschichte durch einen griechischen 
Lehrer erhalten. 

3. In welcher Weise ist durdi bilaterale Verträge oder Verträge 
im Rahmen der EWG sichergestellt, daß die Kinder auslän- 
discher Arbeitnehmer eine schulische und erzieherische Grund- 
lage erhalten, durch die bei ihrer Rückkehr in ihr Heimatland 
der Anschluß an die dortigen Ausbildungsmöglichkeiten ge- 
währleistet ist? 

Es gibt keine Verträge zwischen den einzelnen Bundesländern 
und den Entsenderstaaten im Sinne der Frage. Da die Rege- 
lungen unter Frage 2 im Einvernehmen und nach Absprache 
zwischen den Ländern und den diplomatischen Vertretungen 
der Entsenderstaaten getroffen wurden, halten die Kultusmini- 
ster der Länder die Voraussetzungen für einen Ansdiluß der 
Ausländerkinder an die Ausbildungsmöglichkeiten in ihrer 
Heimat für gegeben. 


4. Hält es die Bundesregierung für zweckmäßig, für einzelne 
Nationalitäten ausländischer Arbeitnehmer, besonders in Bal- 
lungsgebieten, eigene Schulen im Rahmen der bundesdeutschen 
Schulsysteme einzurichten? 

Der Beschluß der Kultusminister vom 14./15. Mai- 1964 sieht 
vor, daß Ausländerkinder 

— weder in eigenen Schulen nach Nationalitätengruppen ge- 
trennt unterrichtet und damit automatisch sequestriert 
werden, 

— noch im Schulwesen der Länder und im Schulleben mit 
deutschen Mitschülern völlig integriert und damit in ihrer 
nationalen Eigenständigkeit erheblich beeinträchtigt werden. 

Die überwiegende Anzahl der Länder hält daher die Zusam- 
menfassung einzelner Nationalitäten in eigenen Schulen nicht 
für zweckmäßig. Lediglich Bayern genehmigt auf Antrag private 
Schulen für Kinder ausländischer Arbeitnehmer. 


In Vertretung 

Dr. von Dohnany i 
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